
 

 
 

LUEG sportivo GmbH  

 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für den Verkauf neuer und 

gebrauchter Fahrzeugteile  

 

-Teileverkaufsbedingungen-  

Stand: 02/2025  

 

I. Vertragsgegenstand  

Die Verkaufsbedingungen Teile gelten sowohl für neue als auch gebrauchte 

Teile.  

 

II. Preise  

1. Der Preis des Kaufgegenstandes versteht sich ab Lieferwerk oder ab 

Niederlassung des Verkäufers, die den Kaufgegenstand liefert (Kaufpreis). 

Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-

rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des 

Kaufvertrages in Ausübung seiner gewerblichen oder selbständigen 

beruflichen Tätigkeit handelt, ändert sich der Kaufpreis im gleichen 

Verhältnis wie sich die (Listen-) Preise des Verkäufers zuzüglich 

Umsatzsteuer bis zum Tag der Lieferung verändern. Verpackung und 

Versendung sowie sonstige vereinbarte Nebenleistungen, insbesondere 

Transportversicherung, werden zusätzlich berechnet.  

 

2. Die Berechnung eines Tauschpreises im Tauschverfahren setzt voraus, 

dass das getauschte Aggregat oder Teil komplett ist, das heißt dem 

Lieferumfang des aufgearbeiteten Aggregats oder Teils entspricht, und 

dass es keinen Gewaltschaden (z. B. durch Unfall, Frost oder Brand) 

aufweist.  

 

3. Spezialverpackungen werden zu den vom Verkäufer jeweils generell für 

die einzelnen Verpackungsmittel festgesetzten Rücknahmepreisen 

zurückgenommen.  

 

III. Zahlung  

1. Der Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen sind bei Übergabe des 

Kaufgegenstandes und Aushändigung oder Übersendung der Rechnung 

zur Zahlung fällig. Zahlungsbedingungen: Rechnungsbeträge ab 1.000,00 € 

sind ausschließlich bargeldlos, per EC- oder Kreditkarte zu zahlen. Es 

werden nur Kreditkarten mit ausreichendem Kreditlimit der folgenden 

Kreditkartengesellschaften akzeptiert: Visa Card und MasterCard. 

 

2. Gegen Ansprüche des Verkäufers kann der Käufer nur dann aufrechnen, 

wenn die Gegenforderung des Käufers unbestritten ist oder ein 

rechtskräftiger Titel vorliegt. Hiervon ausgenommen sind 

Gegenforderungen des Käufers aus demselben Kaufvertrag. Ein 

Zurückbehaltungsrecht kann er nur geltend machen, soweit es auf 

Ansprüchen aus demselben Vertragsverhältnis beruht. 

Bereicherungsrechtliche Rückforderungsansprüche bleiben dem Käufer 

ausdrücklich vorbehalten. 

 

3. Zahlt der Käufer den fälligen Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen 

nicht oder nicht vertragsgemäß, kann der Verkäufer vom Vertrag 

zurücktreten und/oder bei schuldhafter Pflichtverletzung des Käufers 

Schadensersatz statt der Leistung verlangen, wenn er dem Käufer 

erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung bestimmt hat, es sei denn, 

die Fristsetzung ist entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 

entbehrlich.  

 



 

 
 

IV. Lieferung und Lieferverzug  

1. Liefertermine und Lieferfristen, die verbindlich oder unverbindlich 

vereinbart werden können, sind in Textform anzugeben. Lieferfristen 

beginnen mit Vertragsabschluss.  

 

2. Der Käufer kann zehn Tage nach Überschreiten eines unverbindlichen 

Liefertermins oder einer unverbindlichen Lieferfrist den Verkäufer 

auffordern, zu liefern. Mit dem Zugang der Aufforderung kommt der 

Verkäufer in Verzug. Hat der Käufer Anspruch auf Ersatz eines 

Verzugsschadens, beschränkt sich dieser bei leichter Fahrlässigkeit des 

Verkäufers auf höchstens 5% des vereinbarten Kaufpreises.  

 

3. Will der Käufer darüber hinaus vom Vertrag zurücktreten und/oder 

Schadensersatz statt der Leistung verlangen, muss er dem Verkäufer nach 

Ablauf der Zehn-Tages-Frist gemäß Ziffer 2 dieses Abschnitts eine 

angemessene Frist zur Lieferung setzen.  

 

Hat der Käufer Anspruch auf Schadensersatz statt der Leistung, 

beschränkt sich der Anspruch bei leichter Fahrlässigkeit auf höchstens 25% 

des vereinbarten Kaufpreises. Ist der Käufer eine juristische Person des 

öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein 

Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner 

gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, sind 

Schadenersatzansprüche bei leichter Fahrlässigkeit ausgeschlossen.  

 

Wird dem Verkäufer, während er in Verzug ist, die Lieferung durch Zufall 

unmöglich, so haftet er mit den vorstehend vereinbarten 

Haftungsbegrenzungen. Der Verkäufer haftet nicht, wenn der Schaden 

auch bei rechtzeitiger Lieferung eingetreten wäre.  

 

4. Wird ein verbindlicher Liefertermin oder eine verbindliche Lieferfrist 

überschritten, kommt der Verkäufer bereits mit Überschreiten des 

Liefertermins oder der Lieferfrist in Verzug. Die Rechte des Käufers 

bestimmen sich dann nach Ziffer 2, Satz 3 und Ziffer 3 dieses Abschnitts.  

 

5. Die Haftungsbegrenzungen und Haftungsausschlüsse dieses Abschnitts 

gelten nicht für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen 

Verletzung von Pflichten des Verkäufers, seines gesetzlichen Vertreters 

oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei Verletzung von Leben, 

Körper oder Gesundheit.  

 

6. Höhere Gewalt“ bedeutet das Eintreten eines Ereignisses oder 

Umstands, das eine Partei daran hindert, eine oder mehrere ihrer 

vertraglichen Verpflichtungen aus dem Vertrag zu erfüllen, wenn und 

soweit die von dem Hindernis betroffene Partei nachweist, dass: (a) dieses 

Hindernis außerhalb der ihr zumutbaren Kontrolle liegt; und (b) es zum 

Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht in zumutbarer Weise 

vorhersehbar war; und (c) die Auswirkungen des Hindernisses von der 

betroffenen Partei nicht in zumutbarer Weise hätten vermieden oder 

überwunden werden können.  

 

6.1 Bis zum Beweis des Gegenteils wird bei den folgenden Ereignissen 

vermutet, die eine Partei betreffen, sie würden die Voraussetzungen unter 

Absatz 1 lit. (a) und lit. (b) nach Absatz 1 dieser Klausel erfüllen: (i) Krieg 

(erklärt oder nicht erklärt), Feindseligkeiten, Angriff, Handlungen 

ausländischer Feinde, umfangreiche militärische Mobilisierung; (ii) 

Bürgerkrieg, Aufruhr, Rebellion und Revolution, militärische oder sonstige 

Machtergreifung, Aufstand, Terrorakte, Sabotage oder Piraterie; (iii) 

Währungs- und Handelsbeschränkungen, Embargo, Sanktionen; (iv) 



 

 
 

rechtmäßige oder unrechtmäßige Amtshandlungen, Befolgung von 

Gesetzen oder Regierungsanordnungen, Enteignung, Beschlagnahme von 

Werken, Requisition, Verstaatlichung; (v) Pest, Epidemie, Naturkatastrophe 

oder extremes Naturereignis; (vi) Explosion, Feuer, Zerstörung von 

Ausrüstung, längerer Ausfall von Transportmitteln, Telekommunikation, 

Informationssystemen oder Energie; (vii) allgemeine Arbeitsunruhen wie 

Boykott, Streik und Aussperrung, Bummelstreik, Besetzung von Fabriken 

und Gebäuden. 

 

6.2 Eine Partei, die sich mit Erfolg auf diese Klausel beruft, ist ab dem 

Zeitpunkt, zu dem das Hindernis ihr die Leistungserbringung unmöglich 

macht, von ihrer Pflicht zur Erfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtungen 

und von jeder Schadenersatzpflicht oder von jedem anderen 

vertraglichen Rechtsbehelf wegen Vertragsverletzung befreit; sofern dies 

unverzüglich mitgeteilt wird. Erfolgt die Mitteilung nicht unverzüglich, so 

wird die Befreiung von dem Zeitpunkt an wirksam, zu dem die Mitteilung 

die andere Partei erreicht. Ist die Auswirkung des geltend gemachten 

Hindernisses oder Ereignisses vorübergehend, so gelten die eben 

dargelegten Folgen nur so lange, wie das geltend gemachte Hindernis die 

Vertragserfüllung durch die betroffene Partei verhindert. Hat die Dauer 

des geltend gemachten Hindernisses zur Folge, dass den 

Vertragsparteien dasjenige, was sie kraft des Vertrages 

berechtigterweise erwarten durften, in erheblichem Maße entzogen wird, 

so hat jede Partei das Recht, den Vertrag durch Benachrichtigung der 

anderen Partei innerhalb eines angemessenen Zeitraums zu kündigen. 

Sofern nicht anders vereinbart, vereinbaren die Parteien ausdrücklich, 

dass der Vertrag von jeder Partei gekündigt werden kann, wenn die Dauer 

des Hindernisses 120 Tage überschreitet. 

 

V. Abnahme  

1. Der Käufer ist verpflichtet, den Kaufgegenstand innerhalb von acht Tagen 

ab Zugang der Bereitstellungsanzeige abzunehmen. Im Falle der 

Nichtabnahme kann der Verkäufer von seinen gesetzlichen Rechten 

Gebrauch machen.  

 

2. Verlangt der Verkäufer Schadensersatz aufgrund eines gesetzlichen 

Anspruchs, so beträgt dieser 10% des Kaufpreises. Der Schadenersatz ist 

höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer einen höheren 

Schaden nachweist oder der Käufer nachweist, dass ein geringerer oder 

überhaupt kein Schaden entstanden ist.  

 

VI. Eigentumsvorbehalt  

1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Ausgleich der dem Verkäufer 

aufgrund des Kaufvertrages zustehenden Forderungen Eigentum des 

Verkäufers. Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, 

ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei 

Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner gewerblichen oder 

selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, bleibt der Eigentumsvorbehalt 

auch bestehen für Forderungen des Verkäufers gegen den Käufer aus der 

laufenden Geschäftsbeziehung bis zum Ausgleich von in Zusammenhang 

mit dem Kauf zustehenden Forderungen. Auf Verlangen des Käufers ist der 

Verkäufer zum Verzicht auf den Eigentumsvorbehalt verpflichtet, wenn der 

Käufer sämtliche mit dem Kaufgegenstand im Zusammenhang stehende 

Forderungen unanfechtbar erfüllt hat und für die übrigen Forderungen aus 

den laufenden Geschäftsbeziehungen eine angemessene Sicherung 

besteht.  

 

2. Der Käufer ist berechtigt, den Kaufgegenstand im ordnungsgemäßen 

Geschäftsverkehr zu verarbeiten und zu veräußern, solange er nicht in 



 

 
 

Verzug ist. Verpfändungen oder Sicherungsübereignungen sind 

unzulässig. Die aus dem Weiterverkauf oder einem sonstigen Rechtsgrund 

bezüglich des Kaufgegenstandes entstehenden Forderungen tritt der 

Käufer bereits jetzt sicherungshalber in Höhe des Rechnungsbetrages 

gemäß Abschnitt I. „Zahlung“, Ziffer 1 an den Verkäufer ab. Der Verkäufer 

ermächtigt ihn widerruflich, die an den Verkäufer abgetretenen 

Forderungen für dessen Rechnung im eigenen Namen einzuziehen. Diese 

Einziehungsermächtigung kann nur widerrufen werden, wenn der Käufer 

seinen Zahlungsverpflichtungen nicht ordnungsgemäß nachkommt.  

 

VII. Haftung für Sachmängel und Rechtsmängel  

1. Ansprüche des Käufers wegen Sachmängeln und Rechtsmängeln 

verjähren entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen in zwei Jahren ab 

dem Zeitpunkt der Übergabe des Kaufgegenstandes an den Käufer.  

 

Für Neuteile von Transportern, also den Sprinter, den Vario sowie Citan, 

Vaneo, Viano, V-Klasse und Vito wie auch ältere Transporter-Baureihen, gilt 

unabhängig von der Zulassungsart ebenfalls eine Verjährungsfrist von zwei 

Jahren ab Ablieferung des Kaufgegenstandes. Ist der Käufer eine 

juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches 

Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages 

in Ausübung seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit 

handelt, verjähren Ansprüche auf die Beseitigung des Mangels nach den 

technischen Erfordernissen durch Ersatz oder Instandsetzung 

fehlerhafter Teile ohne Berechnung der dazu erforderlichen Arbeits- und 

Materialkosten in zwei Jahren, im Übrigen verjähren 

Sachmängelansprüche in einem Jahr, jeweils ab Ablieferung des 

Kaufgegenstandes. 

 

Ansprüche des Käufers wegen Sachmängeln neuer Teile von 

Lastkraftwagen, des Unimog sowie von Anhängern und Aufliegern aller Art 

verjähren in einem Jahr ab Ablieferung des Kaufgegenstandes, wenn der 

Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-

rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer ist, der bei Abschluss 

des Vertrages in Ausübung seiner gewerblichen oder selbständigen 

beruflichen Tätigkeit handelt. 

 

1.a. Sofern der Käufer ein Verbraucher im Sinne von § 13 BGB ist, kann beim 

Verkauf gebrauchter Teile eine Verkürzung der zweijährigen 

Verjährungsfrist für Sachmängel und Rechtsmängel auf nicht weniger als 

ein Jahr ab dem Zeitpunkt der Übergabe des Kaufgegenstandes an den 

Käufer nur wirksam vereinbart werden, wenn der Käufer vor Abgabe 

seiner Vertragserklärung von der Verkürzung der Verjährungsfrist eigens 

in Kenntnis gesetzt und die Verkürzung im Vertrag ausdrücklich und 

gesondert vereinbart wird.  

 

Für Sach- und Rechtsmängel an Waren mit digitalen Elementen gelten für 

die digitalen Elemente nicht die Bestimmungen dieses Abschnittes, sondern 

die gesetzlichen Regelungen.  

 

1.b. Wenn der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein 

öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer ist, der bei 

Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner gewerblichen oder 

selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, verjähren die Ansprüche 

wegen Sachmängeln und Rechtsmängeln bei neuen Fahrzeugteilen in 

einem Jahr ab dem Zeitpunkt der Übergabe des Kaufgegenstandes an den 

Käufer; bei gebrauchten Fahrzeugteilen ist die Sachmängelhaftung 

ausgeschlossen.  

 



 

 
 

2. Sofern eine Verkürzung der Verjährungsfrist mit einem Verbraucher 

(siehe Ziffer 1.a.) oder einem Käufer nach Ziffer 1.b. vereinbart wurde oder 

die Verjährung gegenüber einem Käufer nach Ziffer 1.b. ausgeschlossen 

wurde, gelten die Verjährungsverkürzungen und der Ausschluss der 

Sachmängelhaftung nicht für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen 

oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Verkäufers, seines 

gesetzlichen Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei 

der Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. 

  

3. Hat der Verkäufer aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen für einen 

Schaden aufzukommen, der leicht fahrlässig verursacht wurde, so haftet 

der Verkäufer beschränkt:  

 

Die Haftung besteht nur bei Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, 

etwa solcher, die der Kaufvertrag dem Verkäufer nach seinem Inhalt und 

Zweck gerade auferlegen will oder deren Erfüllung die ordnungsgemäße 

Durchführung des Kaufvertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren 

Einhaltung der Käufer regelmäßig vertraut und vertrauen darf. Diese 

Haftung ist auf den bei Vertragsabschluss vorhersehbaren typischen 

Schaden begrenzt.  

Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung der gesetzlichen Vertreter, 

Erfüllungsgehilfen und Betriebsangehörigen des Verkäufers für von Ihnen 

durch leichte Fahrlässigkeit verursachte Schäden.  

 

Für die vorgenannte Haftungsbegrenzung und den vorgenannten 

Haftungsausschluss gilt Ziffer 2 dieses Abschnitts entsprechend.  

 

4. Unabhängig von einem Verschulden des Verkäufers bleibt eine etwaige 

Haftung des Verkäufers bei arglistigem Verschweigen eines Mangels, aus 

der Übernahme einer Garantie oder eines Beschaffungsrisikos und nach 

dem Produkthaftungsgesetz unberührt.  

 

5. Soll eine Mängelbeseitigung durchgeführt werden, gilt folgendes:  

 

a) Ansprüche auf Mängelbeseitigung hat der Käufer beim Verkäufer 

geltend zu machen. Bei mündlichen Anzeigen von Ansprüchen ist dem 

Käufer eine Bestätigung über den Eingang der Anzeige in Textform 

auszuhändigen.  

 

b) Ersetzte Teile werden Eigentum des Verkäufers.  

 

VIII. Haftung für sonstige Ansprüche  

1. Für sonstige Ansprüche des Käufers, die nicht in Abschnitt V. „Haftung für 

Sachmängel und Rechtsmängel“ geregelt sind, gelten die gesetzlichen 

Verjährungsfristen.  

 

2. Die Haftung wegen Lieferverzuges ist in Abschnitt II. „Lieferung und 

Lieferverzug“ abschließend geregelt. Für sonstige 

Schadensersatzansprüche gegen den Verkäufer gelten die Regelungen in 

Abschnitt V. „Haftung für Sachmängel und Rechtsmängel“, Ziffer 3 und 4 

entsprechend.  

 

3. Wenn der Käufer ein Verbraucher im Sinne von § 13 BGB ist, und 

Vertragsgegenstand auch die Bereitstellung digitaler Inhalte oder digitaler 

Dienstleistungen ist, wobei das Teil seine Funktion auch ohne diese digitalen 

Produkte erfüllen kann, gelten für diese digitalen Inhalte oder digitalen 

Dienstleistungen die gesetzlichen Vorschriften der §§ 327 ff BGB.  

 

IX. Gerichtsstand  



 

 
 

1. Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der 

Geschäftsverbindung mit Kaufleuten einschließlich Wechsel- und Scheck-

forderungen ist ausschließlicher Gerichtsstand Bochum. 

 

2. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der Käufer keinen allgemeinen 

Gerichtsstand im Inland hat, nach Vertragsabschluss seinen Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt oder sein Wohnsitz 

oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht 

bekannt ist. Im Übrigen gilt bei Ansprüchen des Verkäufers gegenüber dem 

Käufer dessen Wohnsitz als Gerichtsstand.  

 

X. Hinweis gemäß § 36 Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG)  

Der Verkäufer wird nicht an einem Streitbeilegungsverfahren vor einer 

Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des VSBG teilnehmen und ist 

hierzu auch nicht verpflichtet. 


